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I. 

Einleitung 

 

Gemäß Artikel 58 Absatz 2 Nummer 9 der Kirchenverfassung legt das Landeskirchenamt der 

Landessynode „Berichte über den Stand des kirchlichen Lebens und der kirchlichen Arbeit vor“. 

 

Das Aktenstück Nr. 4 hat in den vergangenen Jahren in Aufbau und Umfang wesentliche 

Veränderungen erfahren. Während es zur 24. Landessynode noch mehrere hundert Seiten 

umfasste und zur 25. Landessynode als digitales Werk nahe an die 1.000 Seiten kam (mit 

einer gleichwertigen Betonung von Rückblick und Ausblick), konzentrierte es sich zur 26. 

Landessynode auf die wesentlichen Herausforderungen mit Blick in die Zukunft. So ist auch 

dieses Aktenstück angelegt. Es benennt die vor uns liegenden Aufgaben und schaut nur 

dort zurück, wo es für das bessere Verständnis dieser Aufgaben erforderlich ist. 

 

So ist das Aktenstück Nr. 4 eine Übersicht der gemeinsam anzugehenden Herausforderun-

gen aus der Perspektive eines kirchenleitenden Organs.  

 

Allen kirchlichen Ebenen beschäftigen sich im Zuge von Veränderungs- und Transforma-

tionsüberlegungen mit grundlegenden theologischen und strukturellen Fragen. Was macht 

unseren christlichen Glauben aus und wie wird es uns auch künftig gelingen, dass Gott im 

eigenen Leben „spürbar“ wird? Was werden Kerntätigkeiten der hannoverschen Landes- 

kirche sein und wie gelingt es, auch nicht kirchlich geprägte Menschen zu erreichen?  

 

Diese Fragestellungen sind nicht neu. Sie stellen sich jedoch heute mit einer besonderen 

Dringlichkeit. Die Mitgliederzahlen sinken kontinuierlich und bis zum Jahr 2035 werden die 

finanziellen Mittel um mindestens 30 % zurückgehen durch weniger Kirchensteuereinnah-

men bei gleichzeitigem Kaufkraftverlust. Die Kosten für den Erhalt von Gebäuden steigen, 

es ist schwer, berufliches Fachpersonal und ehrenamtlich Mitarbeitende für wichtige Felder 

zu finden. 

 

Die Optimierung der kirchlichen Arbeit allein wird diesen Herausforderungen nicht gerecht. 

Kirche transformiert sich, sucht und findet neue Formen für das Erleben des Evangeliums, 

gibt einige der ehemals bewährten Formen auf. 

 

Die 26. Landessynode hat davon ausgehend einen umfassenden Zukunftsprozess „Anfänge 

im Glauben“ angestoßen. Es ist die Kernaufgabe der kirchenleitenden Gremien in den 

nächsten Jahren, diesen Prozess zu konkretisieren, weiterzuentwickeln und erarbeitete und 

beschlossene Veränderungen umzusetzen.  
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Der Schwerpunkt „Anfänge im Glauben“, flankiert von den Kernthemen „Sozialraum“ und 

„Seele stärken“, fokussiert die kirchliche Arbeit und ist leitend für die Handlungsfelder der 

Landeskirche, den Konzentrationsprozess landeskirchlicher Einrichtungen, wie auch für die 

Konzeptionen der Kirchenkreise. 

 

Wesentliche Entscheidungen zur kirchlichen Arbeit werden von Kirchengemeinden und 

Kirchenkreisen im Blick auf regionale Kontexte getroffen. Diese Entscheidungen sollen 

von Seiten des Landeskirchenamtes bestmöglich unterstützt werden (z.B. auf den Feldern 

Kirchenentwicklung, Klimaschutzmanagement, Gebäudemanagement, Schutzkonzepte zur 

Prävention von Gewalt). 

 

Anhand eines 10-Punkte-Plans hat die 26. Landessynode sowohl inhaltliche als auch 

strukturelle Veränderungsprozesse angestoßen oder bereits erste Entscheidungen getrof-

fen. Die 27. Landessynode kann darauf mit eigenen Gewichtungen aufbauen. 

 

Das Landeskirchenamt insgesamt und besonders das „Team Zukunft“, das in Abteilung 2 

des Landeskirchenamts angesiedelt ist, unterstützt die Akteur*innen des Zukunftsprozes-

ses und koordiniert die Fortführung des Prozesses in enger Zusammenarbeit mit der Lan-

dessynode und den weiteren kirchenleitenden Organen. 

 

Der nachfolgende Bericht ist im Licht des Zukunftsprozesses und seiner inhaltlichen 

Schwerpunktsetzung zu lesen, die die 26. Landessynode beschlossen hat.  Er greift die 

Aufgabenfelder heraus, die in den nächsten sechs Jahren in der Landeskirche besonders 

im Fokus stehen werden. 

 
Gott spricht: Siehe, ich mache alles neu! (Offenbarung 12,5) 

 
Bei allen Prozessen, Diskussionen und Überlegungen, kann die Losung für das Jahr 2026 

leitend sein: Neuanfänge sind mehr als Anpassungen des Bestehenden. Sie brauchen den 

weiten Blick, der Neues zulässt und die Möglichkeit schafft für wirkliche Veränderungen, 

die immer fußen auf Gottes Wort.  
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II. 

Theologische Grundsatzfragen und kirchliche Handlungsfelder 

 

1. Neue Formen von Kasualien und Segenshandlungen 

Über lange Zeit hinweg waren kirchliche Taufen, Konfirmationen, Trauungen und  

Beerdigungen in einer sehr geprägten, standardisierten Form eine Selbstverständ-

lichkeit in den jeweiligen biografischen Situationen. Diese Ereignisse prägten das Bild 

von Kirche in einem Ort, vielerorts sind diese Traditionen auch noch sehr lebendig. 

Inzwischen aber ist die Inanspruchnahme dieser sog. Kasualien zur Option geworden 

– viele Menschen, auch Mitglieder der Kirche, unterlassen die Taufe ihrer Kinder oder 

eine kirchliche Trauung, bei Beerdigungen werden oftmals freie Redner*innen bzw. 

Institute beauftragt. Oft fehlt ihnen der Kontakt zur örtlichen Kirchengemeinde. Gege-

benenfalls trauen sie sich nicht, eine bislang „ungeübte“ Form der Feier zu erfragen 

und weichen auf außerkirchliche Formen aus. Niedrigschwellige Kontaktwege sind hier 

gefragt. 

 

Wenn Kirche angefragt wird, erwarten die Menschen überdies oftmals eine individuell 

auf ihre Situation bezogene und in ihrem Sinn gestaltete Feier. Großen Zuspruch finden 

alternative Formate wie Tauffeste an besonderen Orten, Traufeiern, pop-up-Formate 

für Segenshandlungen. Musik unterschiedlichster Stile ist bedeutsam. Bestimmte bio-

grafische oder lokale Ereignisse werden zu Anlässen für Formate, z.B. Einschulungs-

gottesdienste, Segensfeiern zum Valentinstag, Eröffnungsgottesdienste für Ortsfeste, 

die als „neue Kasualien“ angesehen werden können. 

 

Vor dem Hintergrund der etablierten Kasualkultur und der neuen Entwicklungen ent-

stehen derzeit Vorschläge für eine neue Kasualkultur, die den geistlichen und gestal-

terischen Anliegen der Interessierten und der Kirche gleichermaßen gerecht werden. 

 

Dabei geht es in besonderer Weise um Segen. Damit unsere Kirche Segenshandlungen 

theologisch verantwortlich vollzieht, muss sie dieses Anliegen sensibel wahrnehmen 

und zugleich nach der „geistlichen Indikation“ für Segenshandlung fragen. Aus dieser 

segenstheologischen Zusammenschau und darauf bezogenen Gestaltungsüberlegun-

gen kann sich eine neue Segenskultur herausbilden, die Menschen anzieht und the-

ologisch fundiert ist. 
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2. Öffentlichkeitsauftrag der Kirche – in Zeiten der Gefährdung von Demokratie und Frieden 

Das Evangelium soll in allen seinen Ausprägungen öffentlich kommuniziert werden  

(Öffentlichkeitsauftrag der Kirche). Zentrale gesellschaftspolitische Herausforde-

rungen sind u.a. der Populismus, die Krise der Demokratie, der Klimawandel, der Erhalt 

des Friedens und die soziale Lage benachteiligter Gruppen. Eine wichtige Aufgabe der 

Landeskirche wird es sein, die kirchliche Arbeit möglichst weitgehend auf diese  

Herausforderungen zu beziehen. 

Alle kirchlichen Ebenen müssen weiter sensibel sein für die öffentliche, soziale, gesell-

schaftliche und politische Dimension kirchlicher Arbeit. Die Haltung, der Ansatz, die 

Methoden der Sozialraumorientierung tragen dazu bei, die genannten Dimensionen 

zu erkennen und in der kirchlichen Praxis zu berücksichtigen. 

 

Kirchenleitende Personen, Gremien und Organe auf allen Ebenen und ggf. auch in öku-

menischen Zusammenhängen werden verstärkt daran arbeiten, die Meinungsbildung 

und die Abstimmung untereinander auszubauen. Dieses ist eine wichtige Vorausset-

zung, um in gesellschaftlichen und politischen Debatten als Kirche weiter Gehör zu 

finden. 

 

Besondere Orte der (Meinungs-)Bildung, Beratung, der Verständigung, des Diskurses, 

der Positionierung und der geistlichen Stärkung für die Ausübung dieses Öffentlich-

keitsauftrages, auch in Zeiten eines „öffentlichen Gegenwindes“ müssen alle kirch- 

lichen Ebenen in Bezug auf die Herausforderungen weiterentwickeln. 

 

3. Kirchenmusik 

Kirchenmusik ist Verkündigung – in ihr wird Gottes Zusage nicht nur verstanden, 

sondern musikalisch mit Leib und Seele gestaltet und aufgenommen. Zudem ist sie 

gemeinschaftsbildend. Unsere Kirche lebt aus einer reichen kirchenmusikalischen Tra-

dition – mit ihren Liedern, Oratorien und Orgelwerken. Der Kirchenmusikplan weist 

aus, welch reiches kirchenmusikalisches Leben mit Kinderchören, Kirchenchören,  

Kantoreien, Gospelchören, Posaunenchören, Orchestern, Popularmusik-Bands, musi-

kalischen Großevents, Aus-, Fort-, Weiterbildungsformaten, Orgellandschaften etc. in 

der hannoverschen Landeskirche vorhanden ist. Rund 50.000 Personen sind in der 

Landeskirche kirchenmusikalisch aktiv. 

 
Auf der anderen Seite ist der Traditionsbruch besonders im Bereich des Singens und 

der Liedkultur erlebbar. Die Ansprüche an eine stilistische Vielfalt wachsen. Das  

Singen in den Kindertagesstätten wird seltener. Kinder werden durch die Ganztags- 

betreuung in Schulen weniger Gelegenheiten haben, kirchliche Angebote wahrzuneh-
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men. Es ist herausfordernd, in der Fläche qualifiziertes Personal (ehrenamtlich, neben-

beruflich, hauptberuflich) bereitzuhalten. 

 

Ein Grundanliegen für alle Arbeitsbereiche, die mit Kirchenmusik befasst sind, ist es 

deshalb, das Verständnis von (Kirchen-)Musik aktiv und kontinuierlich zu 

schärfen: Es geht in ihr um Glaubensstärkung und gemeinschaftlichen Glaubensaus-

druck. Kirchenmusik sorgt für Anfänge im Glauben, insbesondere weil Menschen  

beteiligt werden, die den Zugang über ihr kulturelles Interesse finden. Sie erfahren als 

Musizierende, wie als Zuhörende, Seelenstärkung. Musik strahlt aus in den jeweiligen 

Sozialräumen. Der Kirchenmusikplan bildet eine sehr gute Ausgangsbasis, um die  

Bedeutung der Kirchenmusik in den innerkirchlichen Beratungen, wie in der Öffentlich-

keitsarbeit zu stärken. 

 

Die Diakonie (zuständig für die Kindertagesstätten), das Michaeliskloster (zuständig 

für Kirchenmusik), das Schulwerk und das Landeskirchenamt arbeiten gemeinsam da-

ran, die Verankerung von (Kirchen-)Musik in Kindertagesstätten und Schulen 

unter den Bedingungen der Ganztagsschule voranzubringen. Ein Kompetenznetzwerk 

„Kinder – Jugend – Familien“ kann dabei unterstützend wirken. 

 

Die Bemühungen zur Berücksichtigung vielfältiger musikalischer Stile in Aus-, Fort-, 

Weiterbildung, die im Bereich der Evangelischen Kirchen in Deutschland (EKD) organi-

siert werden sollten, und bei Stellenprofilierungen sind aufrechtzuerhalten. 

 

4. Kommunikation des Evangeliums in den Medien 

Die Kommunikation mittels Social Media nimmt unter Jugendlichen und Erwachsenen 

einen großen Raum ein. Der Einfluss der über Social Media aufgenommenen Informatio-

nen und Emotionen auf Prozesse der Meinungsbildung und Sozialisation, letztlich der  

Persönlichkeitsbildung ist nicht zu unterschätzen. Darum ist es wichtig, dass Kirche bei 

diesen Prozessen präsent ist. Zugleich wird auch das kirchliche Engagement im Radio 

und Fernsehen, die weiterhin eine hohe Reichweite haben und auch Menschen errei-

chen, die keinen engeren Kontakt zu örtlicher kirchlicher Arbeit pflegen, wichtig bleiben. 

 

Eine wichtige Aufgabe wird es für die hannoversche Landeskirche sein, die Kompeten-

zen der kirchlichen Mitarbeitenden bei der Nutzung von Social Media für kirchliche 

Anliegen in Aus-, Fort- und Weiterbildung zu stärken. Plattformen in Social Media  

können Foren für das Allgemeine Priestertum aller Gläubigen sein. Dazu ist es ent-

scheidend, die Medienkompetenz und zugleich die Kompetenz, den eigenen Glauben 

mediengerecht darzustellen, zu fördern. 
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Weiter wird es für die Landeskirche von großer Bedeutung sein, die öffentliche  

Kommunikation, die Mitgliederkommunikation und die Mitarbeitendenkom-

munikation konsequent auch in den Kanälen der digitalen Medien zu pflegen bzw. 

weiter auszubauen. Es ist auszutarieren, inwieweit die hierzu nötigen Mittel bei der 

präsentischen Kommunikation und der konventionellen medialen Kommunikation 

(Print, Radio, TV) zu reduzieren sind.  

Die über Jahrzehnte ausdifferenzierte Landschaft der Medienarbeit im Bereich des 

öffentlich-rechtlichen und des privatrechtlichen Rundfunks werden die Trägerkirchen in 

einem gemeinsamen Prozess weiterentwickeln. 

 

5. Kirchenentwicklung in interkultureller und ökumenischer Perspektive 

Die Gesellschaft in Niedersachsen wird zugleich weniger religiös und religiös diverser, 

konfessionell indifferenter, kulturell vielfältiger und selbstverständlicher international. 

 

Dieser Situation wird die Landeskirche dadurch gerecht, dass sie folgende Maßnahmen, 

die meist auf örtlicher Ebene vollzogen werden, unterstützt: 

 

Interkulturelle Kirchenentwicklung: Die Landeskirche weitet sich auf allen Ebenen 

für Christ*innen mit Migrationshintergrund sowie deren Nachkommen und fördert ihre 

Teilhabe in unserer Kirche; sie nimmt deren missionarische Ausstrahlung wahr und 

kooperiert mit denjenigen zugewanderten Menschen christlichen Glaubens, die sich in 

eigenen Gemeinden organisieren. Beispielsweise wird die Wahl und Berufung von  

Menschen mit Migrationshintergrund in Gremien und Mitarbeitendenschaft gefördert. 

 

Ökumene der Sendung: Im Zusammenwirken mit den anderen Kirchen der Arbeits-

gemeinschaft Christlicher Kirchen in Niedersachsen (ACKN) begreift die Landeskirche 

die gemeinsame Sendung als Leitschnur, sodass Kirchen einander bereichern und kor-

rigieren und, wo es zweckmäßig ist, durch kooperatives, arbeitsteiliges oder stellver-

tretendes Handeln eine wirksamere Präsenz erreicht wird. Dies kann praktisch werden, 

z.B. in konfessionsübergreifender Gebäudenutzung und -finanzierung, konfessionell 

abgestimmter Vertretung im Sozialraum. 

 

Globale Vernetzung: In einer von Globalisierung geprägten Gesellschaft können Kir-

chen weltweit voneinander lernen (z.B. in den Feldern Kirchenentwicklung, Frömmig-

keit, Fundraising, ehrenamtlicher Verkündigungsdienst, Popularmusik, Seelsorge inter-

kulturell). Entwicklungszusammenarbeit, Nothilfe sowie Interessenvertretung benach-

teiligter Länder bleibt kirchliche Aufgabe. Ethische Fragen der globalen Gerechtigkeit 

(Klimawandel, Migration etc.) sind wichtige Themen der Bildungsarbeit. 
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III. 

Diakonisches Handeln 

 

1. Weiterentwicklung der übergemeindlichen Trägermodelle Kindertagesstätten 

Im Jahr 2025 hat die Hochschule Koblenz im Auftrag der Landeskirche und des  

Diakonischen Werkes evangelischer Kirchen in Niedersachsen e.V. (DWiN) die über-

gemeindlichen Trägermodelle Kindertagesstätten evaluiert. Ein besonderer  

Fokus der Untersuchungen sollte darauf gerichtet sein, wie die Trägermodelle effizien-

ter werden können.  

 

Das Forschungsergebnis verdeutlicht einerseits, dass in den zurückliegenden 15 Jahren 

im Blick auf die Trägerstrukturen – auch im Vergleich zu anderen Landeskirchen und 

Bundesländern - viel erreicht worden ist und die kirchlichen Kindertagesstätten in  

Niedersachsen als verlässlicher, kompetenter und qualitativ gut aufgestellter Partner 

in der Kinder- und Jugendhilfe gelten. Andererseits wurden verschiedene Defizite deut-

lich, die sich sowohl aus den regionalen Umsetzungen ergeben als auch durch fehlende 

zentrale Unterstützungen. 

 

Auf Ebene der Landeskirche ergeben sich daraus die folgenden Aufgaben:  

 Fachberatung für Religionspädagogische Arbeit in den Kindertagesstätten stärken 

 Aufbau eines Kita-Wiki und Erstellen fachlicher Handreichungen 

 Prüfen, welche Standardisierungen sinnvoll und notwendig sind (z.B. Qualitäts- 

management, Kita-Verwaltungsprogramme, Kita-Apps) 

 Entwicklung und Aufbau einer neuen Systematik für Verwaltungskostenumlagen bei 

Kindertagesstätten 

 Ausbau der spezifischen Qualifizierungen für Träger und Geschäftsführungen 

 

Die regionale Ebene (Kirchenkreise) steht vor den folgenden Herausforderungen:  

 Sie sollten Anregungen setzen für regionale Transformationsprozesse zur Weiter-

entwicklung der übergemeindlichen Trägermodelle für Kindertagesstätten. Größere 

organisatorische Einheiten ermöglichen eine bessere Verhandlungsposition, steigern 

regionale Leitungsqualität, finanzieren religionspädagogische Arbeit und ermögli-

chen die Standardisierung der Geschäftsabläufe. 

 Durch einen Ausbau des inhaltlichen Profils wird das Alleinstellungsmerkmal evan-

gelischer Kindertagesstätten gestärkt. Evangelische Kindertagesstätten können die 
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frühkindliche Bildung verbessern, Anfänge im Glauben ermöglichen und die Wahr-

nehmung des kirchlichen Auftrags für eine gemeinwesenorientierte Ausrichtung 

kirchlicher Arbeit gewährleisten. 

 

2. Beratungsangebote kirchlich-diakonischer Einrichtungen  

Die kritische Haushaltssituation der kommunalen Gebietskörperschaften und die feh-

lende Refinanzierung von Tarifsteigerungen durch das Land sieht das DWiN mit Sorge. 

Viele wichtige Beratungsangebote werden zu den sogenannten freiwilligen Leistungen 

gezählt – ein irreführender Begriff. Zwar fehlt eine rechtliche Verpflichtung zur Auf-

rechterhaltung des Angebotes, aber ohne allgemeine Sozialberatung, Schuldner- oder 

Suchtberatung, ohne Jugendwerkstätten etc. sähe das Leben vor Ort deutlich krisen-

hafter aus. 

 

Die beschriebene Haushaltslage trifft auf zurückgehende Zuweisungen der Landeskir-

che an die Kirchenkreise. In den Kirchenkreissynoden ist zu entscheiden, für was das 

Geld ausgegeben wird. Die Landeskirche sieht das Risiko, dass die enger werdenden 

finanziellen Spielräume auf allen Ebenen eine leistungsfähige soziale Infrastruktur 

nachhaltig schwächen – mit unabsehbaren Folgekosten. Reparatur wird erfahrungs- 

gemäß deutlich kostspieliger als Hilfe und Prävention. Zudem ist zu bedenken, dass 

kirchliche Eigenmittel häufig erst Drittmittelfinanzierungen und somit die Gesamtfinan-

zierung von Hilfen ermöglichen. Menschen in prekären Lebenssituationen zu helfen, 

ihnen gesellschaftliche Teilnahme zu ermöglichen und Hoffnung zu geben, muss auch 

in Zeiten rückläufiger Mittel im kirchlichen Handeln gewichtet werden. 

 

3. Häusliche Pflege 

Die demografische Herausforderung ist nicht neu. Seit Jahrzehnten zeichnet sich ab, 

dass der Ruhestand der Babyboomer gesellschaftliche Herausforderungen mit sich 

bringen wird. Zum einen stehen sie dem Arbeitsmarkt nicht mehr zu Verfügung und 

reißen dort Löcher erheblicher Größe, zum anderen wird es finanziell und personell 

krisenhaft, wenn diese große Zahl von Menschen pflegebedürftig werden wird. 

 

Eine ausschließlich professionelle Bewältigung der sich anbahnenden Krise ist nicht 

möglich, weder personell noch finanziell. Es wird Formen informeller Pflege in Quartie-

ren brauchen, die einen langen Verbleib in der Häuslichkeit ermöglichen. Kirchenge-

meinden können durch sozialräumlich orientierte Arbeit einen Beitrag leisten, der die 

Relevanz kirchlichen Engagements für das Leben vor Ort erkennen lassen kann. 
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4. Kirche und professionelle Diakonie 

Diakonische Arbeit ist in den 176 Jahren seit Wichern durch einen enormen Professio-

nalisierungsschub geprägt. Dazu drängt auch der Wettbewerbsdruck in vielen Hilfe- 

feldern. Krisenhafte Entwicklungen haben in den letzten Jahrzehnten zu einem stetigen 

Wachstum diakonischer Aktivitäten geführt. In Niedersachsen ist die Zahl der sozial-

versicherungspflichtig beschäftigten Menschen in der Diakonie auf 98.000 bei 74.440 

Vollzeitäquivalenten gestiegen. 

 

Diese Entwicklung bei gleichzeitigem Bedeutungsverlust der verfassten Kirchen führt 

zu nicht unproblematischen Bewusstseins-Verschiebungen. Die Landeskirche ist nach 

wie vor davon überzeugt, dass verfasste Kirche Diakonie auch in der unternehme-

rischen Gestalt braucht – wie diese auch die verfasste Kirche braucht. Beide brauchen 

einander. Diese Einsicht zu stärken und Netzwerke zu knüpfen, wird eine künftige  

Aufgabe sein – in beide Richtungen. 

 

 

IV. 

Kirchliche Bildungsarbeit 

 

Bildung ist zentraler Verfassungsauftrag und Kernkompetenz einer Kirche der Reformation. 

Junge Menschen (selbstverständlich nicht nur sie) sollen in ihrer Identitätsbildung als von 

Gott in ihrer Gottesbildlichkeit geschaffene und angesprochene Persönlichkeiten gestärkt 

werden. Sie erfahren Orientierung, Sinn und Wahrheit aus dem Evangelium und erhalten 

geschützte Räume zur Entwicklung und Gestaltung von Leben. Es ist bleibende kirchliche 

Aufgabe, die Bedeutung von Bildungsarbeit mit Menschen jeden Alters in den verschiede-

nen Kontexten und mit unterschiedlichen Zielsetzungen zu vertreten und dafür die  

notwendigen Ressourcen ebenso wie neue Konzepte mitzuentwickeln. Diese Arbeit steht 

vor ständig neuen Herausforderungen durch die gesellschaftlichen und globalen  

Entwicklungen. 

 

Die 6. Kirchenmitgliedschaftsuntersuchung (2022/2023) zeigt die hohe Bedeutung von 

konfessionellem Religionsunterricht und gemeindlicher Religionspädagogik für die religiöse 

Sozialisation. 70 % der Evangelischen nennen die Konfirmandenarbeit und 45 % den  

Religionsunterricht als prägend für ihre religiöse Entwicklung. Wer ohne Bezug zu einer 

gelebten Glaubenstradition aufwächst, bleibt meist konfessionslos; frühe religiöse Begeg-

nungen erhöhen hingegen die Chance auf eine dauerhafte Kirchenbindung. Umso wichtiger 

ist die Begleitung von insbesondere von religiösen Bildungsprozessen bei Kindern und  

Jugendlichen.  



AKTENSTÜCK NR. 4  SEITE  11 

1. Religionsunterricht und kirchliche Arbeit im Kontext von Schule, Hochschule und Gemeinde 

Knapp drei Viertel aller Schülerinnen und Schüler nehmen am konfessionellen Reli- 

gionsunterricht teil. In Niedersachsen ist der konfessionell-kooperative Religionsunter-

richt zum Regelfall geworden. Die zunehmende religiöse Heterogenität auch der Schü-

lerinnen und Schüler und zugleich die Suche nach Orientierung, Sinn und Wahrheit 

erfordert eine kompetente und sensible religionspädagogische Arbeit, wobei junge 

Menschen eine große Offenheit für religiöse Themen zeigen. Gleichzeitig nimmt die 

konfessionelle Beheimatung angehender Religionslehrkräfte ab. 

 

Ab dem Schuljahr 2026/2027 wird das Fach „Christliche Religion“ nach evangelischen 

und katholischen Grundsätzen eingeführt. Dies stellt neue Anforderungen an die Pro-

fessionalität der Lehrkräfte und ist die große Chance, das Fach neu stark zu machen. 

Zugleich steigt der Bedarf an Seelsorge ebenso wie an der Praxis gelebter Nächsten-

liebe und Spiritualität gerade in Schule. Damit wird die Arbeit mit Studierenden, Refe-

rendarinnen und Referendaren, Lehrkräften und mit Kindern und Jugendlichen in den 

Schulen angesichts schwindender Glaubensankerpunkte zunehmend wichtiger. Die 

Landeskirche stützt diese Arbeit intensiv, begleitet sie und sucht nach neuen Wegen. 

In Schule und Hochschule werden junge Menschen erreicht, die in gemeindlichen Kon-

texten (noch) nicht auftauchen. 

 

Schulen werden gegenwärtig immer stärker zu Ganztagsschulen ausgebaut, was  

erhebliche Auswirkungen auf die gemeindliche Arbeit mit Kindern und Jugendlichen 

hat; zugleich besteht grundsätzlich die Möglichkeit, dass kirchliche ehrenamtlich und 

beruflich Mitarbeitende im Ganztag mitwirken. Hier wird die Landeskirche gemeinsam 

mit anderen an der Entwicklung neuer Arbeitsformen, Strukturen und kreativen Ideen  

arbeiten, um den Bereich der Arbeit mit jungen Menschen in Schule, Hochschule und 

Gemeinde zu stärken. 

 

Insgesamt gewinnen kirchliche Begleitstrukturen wie die Fort- und Weiterbildungsan-

gebote des Religionspädagogischen Instituts Loccum, der Arbeitsstelle für evangelische 

Religionspädagogik Ostfriesland, des Landesjugendpfarramts ebenso wie Schul- und 

Mentoratspastor*innen, das Team Mentorat 2. Phase, die Hochschulgemeinden weiter 

an Bedeutung. 

 

2. Evangelische Schulen und Evangelisches Schulwerk 

Besonders wichtig für das Bildungshandeln der Landeskirche sind die sechs evange- 

lischen Schulen in landeskirchlicher Trägerschaft, die durch das Schulwerk verwaltet 

und gesteuert werden. Gegenwärtig werden 4.300 Schüler*innen von 430 Lehrkräften 
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unterrichtet, weiter sind 110 Mitarbeitende tätig. Hier wird exemplarisch gute Schule 

im Horizont des Evangeliums gemacht, die Schülerinnen und Schüler fordert und för-

dert mit dem Ziel, dass kein Kind verlorengeht. In Zukunft soll durch regelmäßige 

Andachten, Gottesdienste, diakonische Praktika, Projekte z.B. gegen Antisemitismus 

oder für Demokratie, Seelsorge und persönliche Begegnungen Schüler*innen weiter 

ein Weg zum Glauben eröffnet werden in aller Freiheit der eigenen Entscheidung. Dazu 

entwickeln die Schulen immer neue Konzepte für Unterricht und Schulleben. 

 

3. Konfirmand*innenarbeit 

Die Konfirmationszahlen liegen im EKD-Durchschnitt; regional sind sie jedoch unter-

schiedlich. Zunehmend entstehen regionale Konzepte und multiprofessionelle Teams. 

Ehrenamtliche Mitarbeit ist weit verbreitet. Fort- und Weiterbildungsangebote wurden 

bedarfsgerecht weiterentwickelt, u.a. durch die Ausbildung zur Konfi-Pädagog*innen. 

 

Für eine biografieorientierte Konfirmand*innenarbeit ist die stärkere Vernetzung mit 

anderen Handlungsfeldern wichtig. Erlebnis- und erfahrungsorientierte Angebote sowie 

kirchenkreisweite Formate gewinnen an Bedeutung, auch als Brücke zur Jugendarbeit.  

 

Der Bereich Aus-, Fort- und Weiterbildung muss weiterhin flexibel ausgebaut werden, 

insbesondere zur Qualifizierung Ehrenamtlicher. 

 

4. Denkraum und Kompetenzzentrum/Kompetenznetzwerk Bildung, junge Menschen und 

Familien 

Auf Beschluss der 26. Landessynode wurden die Handlungsfelder der Arbeit mit 0- bis 

27-Jährigen stärker vernetzt und profiliert. Ein erster Denkraum hat Leitlinien für eine 

biografieorientierte Zusammenarbeit entwickelt, u.a. Subjektorientierung, Wahrneh-

mung von Übergängen, Nutzung empirischer Daten, multiprofessionelle Perspektiven 

und die Eröffnung religiöser Erfahrungsräume. Ein zweiter Denkraum ist für April 2026 

geplant, der die Ergebnisse des ersten aufnimmt und die Ebene der Gemeinden und 

Kirchenkreise auch in den Blick nimmt. Eine gelingende Vernetzung erfordert gemein-

same Öffentlichkeitsarbeit, gebündelte Steuerung von Ressourcen und zielgruppen- 

spezifische Fortbildungsangebote. 

 

Im Rahmen der gegenwärtig notwendigen Veränderungsprozesse ist es geboten, die 

Arbeit im Bereich Bildung (formale und nonformale) für junge Menschen und Familien 

neu und zukunftsfähig aufzustellen. Die Arbeit in diesen Handlungsfeldern ist an  

unterschiedlichen Stellen angesiedelt und wird von dort gesteuert. Gleichzeitig steht 
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sie vor besonderen Herausforderungen (staatliche Vorgaben und Finanzmittel); vor-

rangig müssen Koordination und Steuerung weiter gestärkt werden.  Die Entwicklung 

eines landeskirchlichen Kompetenzzentrums bzw. Kompetenznetzwerks für Bildung, 

junge Menschen und Familien könnte als Zusammenführung von verschiedenen Hand-

lungsfeldern sinnvoll sein, um Steuerung, Ressourcengewinnung und -verteilung, Ver-

waltung, Qualifizierung von Mitarbeitenden und Öffentlichkeitsarbeit zu gewährleisten. 

Zudem würden so Synergien geschaffen werden, bei gleichzeitiger Sicherung eines 

qualitativ hochwertigen Angebots in der Fläche. 

 

 

V. 

Umgang mit sexualisierter Gewalt 

 

Der Umgang mit sexualisierter Gewalt wird die Landeskirche auch in den kommenden  

Jahren auf allen Ebenen intensiv beschäftigten. Die ForuM-Studie hat deutlich gemacht, 

dass es einer umfassenden Sensibilisierung und eines Kulturwandels bedarf, nicht nur um 

Gewalt und Missbrauch zukünftig zu verhindern, sondern auch um verlorenes Vertrauen in 

die Kirche zurückzugewinnen. Für das Zukunftshandeln der Kirche ist dieses Thema daher 

als Querschnittsthema immer mitzuführen. 

 

Die Basis für das weitere kirchliche Handeln in diesem Bereich bilden erstens die landes-

kirchlichen Grundsätzen des Jahres 2021 und die synodalen Grundsatzentscheidungen der 

vergangenen Jahre (u.a. Ausbau der Fachstelle, Entscheidung zur Betroffenenpartizipation, 

flächendeckende Einführung von Schutzkonzepten und Schulungspflicht für Mitarbeitende), 

zweitens die fortlaufende Umsetzung der Empfehlungen aus den vorliegenden und aktuell 

geplanten Aufarbeitungsprozessen (ForuM, Oesede, Vollmer; Koinonia etc.) und drittens 

die Koordination aller Maßnahmen innerhalb der Konföderation evangelischer Kirchen in 

Niedersachsen und der EKD. Hier sind neben dem ForuM-Maßnahmenplan der EKD  

insbesondere die Neuordnung der Anerkennungsleistungen auf der Basis der EKD-Gewalt-

schutzrichtlinie zum 1. Januar 2026 und die Einrichtung der Unabhängigen regionalen  

Aufarbeitungskommission (URAK) zu nennen.  

 
Zur weiteren strategischen Ausrichtung hat das Landeskirchenamt die Empfehlungen der 

vorliegenden Aufarbeitungsstudien und den Stand der Maßnahmen in seinem Bericht für 

die 26. Landessynode systematisch ausgewertet (vgl. Aktenstück Nr. 99 C der 26. Landes-

synode). Diese Auswertung wird weiterentwickelt zu einem landeskirchlichen Maßnahmen-

plan. In der ersten Jahreshälfte 2026 ist die Veröffentlichung des grundlegend überarbei-

teten landeskirchlichen Interventionsplans sowie eine Rundverfügung zum Umgang mit 

erweiterten Führungszeugnissen geplant.   
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Prävention, Intervention und Aufarbeitung sexualisierter Gewalt betreffen staatliches 

Recht, EKD-Recht, Recht der Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen und 

landeskirchliches Recht gleichermaßen. Die Herausforderung der kommenden Jahre wird 

darin bestehen, die untergesetzlichen Regelungen der Landeskirche zu ausgewogenen  

gesetzlichen Regelungen weiterzuentwickeln und die Rechtsentwicklung auf Konfödera- 

tions-, EKD-, Landes- und Bundesebene maßgeblich mitzugestalten. 

 

 

VI. 

Neuausrichtung der Verwaltung 

 

1. Kirchenverwaltungsprozess 2030 

Die Verwaltung achtet auf die Einhaltung des rechtlichen Rahmens, innerhalb dessen 

sich kirchliche Arbeit vollzieht. Diesen Rahmen setzen die Landessynode durch Kir-

chengesetze und der Staat durch die für alle geltenden Regelungen. Der Schwerpunkt 

„Anfänge im Glauben“ kann daher nur so gut umgesetzt werden, wie die Verwaltung 

in der Lage ist, funktionierende und ressourcenschonende Abläufe innerhalb der  

gesetzten Leitplanken zu schaffen. Die Optimierung der organisatorischen Gestalt der 

Landeskirche und ihrer Rechtsträger (Aufbau- und Ablauforganisation) ist im Zukunfts-

prozess deshalb ebenso wichtig wie die Bestimmung der inhaltlichen Schwerpunkte 

kirchlicher Arbeit. 

 

Die Verwaltungsabläufe in der gesamten Landeskirche sind derzeit nicht auf Einheit-

lichkeit ausgerichtet. Sowohl beim Rechtsträger Landeskirche (Landeskirchenamt und 

unselbständige Einrichtungen) als auch in den Kirchenämtern werden oftmals gleich-

artige Aufgaben in mehr oder weniger unterschiedlichen Prozessen erledigt. Zudem 

kommt es sowohl innerhalb der Verwaltungseinheiten als auch bei organisationsüber-

greifenden Prozessen (zum Beispiel bei Genehmigungsverfahren zwischen Kirchenamt 

und Landeskirchenamt) immer wieder zu Reibungsverlusten. Es ist offenkundig, dass 

die Effektivität der kirchlichen Verwaltungsabläufe gesteigert werden kann, wenn diese 

systematisch untersucht, optimiert und vereinheitlicht werden. 

 

Der Kirchenverwaltungsprozess 2030 geht genau dies an. Mit einer externem Bera-

tungsfirma werden Kirchenämter, unselbständige Einrichtungen und das Landeskir-

chenamt Prozesse identifizieren und verbessern. Dieser Untersuchung liegt ein Zielbild 

für die kirchliche Verwaltung zugrunde, das insgesamt acht Zieldimensionen umfasst: 

 effiziente und effektive Prozesse, 

 Ausrichtung der Struktur auf Funktion, 
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 Konzentration der Aufgaben auf Notwendigkeit und Subsidiarität, 

 Qualitätssicherung und Professionalität, 

 Arbeitgeberattraktivität, 

 Innovations- und Transformationsfähigkeit, 

 Haltung der Ermöglichung, 

 Mehrwertorientierung durch die Verwaltung. 

 
Obwohl eine weitgehende Einigkeit bezüglich des Zielbildes und der notwendigen  

Optimierung von Verwaltungsabläufen herrscht, wird die Herausforderung darin beste-

hen, die Ergebnisse landeskirchenweit umzusetzen. Arbeitsweisen werden sich verän-

dern. Das setzt die Bereitschaft voraus, auch liebgewordene, vor Ort etablierte und viel-

leicht gut funktionierende Prozesse aufzugeben oder zumindest elementar zu verändern. 

 

2. Bündelung der landeskirchlichen Verwaltung 

Verwaltungstätigkeiten, die den Umgang mit Gebäuden, Personal und Finanzen des 

Rechtsträgers Landeskirche zum Gegenstand haben, werden aktuell an mehreren  

unterschiedlichen Stellen erledigt (Verwaltungsstelle Loccum, Schulwerk, Landeskir-

chenamt, Evangelische Agentur). Das erschwert den Überblick über diese wichtigen 

Bereiche und hindert die Vereinheitlichung von Prozessen. 

 

Das Ziel des Landeskirchenamtes ist deshalb die organisatorische und ggf. auch räum-

liche Bündelung der Verwaltung des Rechtsträgers Landeskirche an einer Stelle. Die 

operative Verwaltungsarbeit soll sich zukünftig in einer oder in wenigen zentralen Ver-

waltungsstelle(n), die direkt am Landeskirchenamt angebunden ist (sind), vollziehen. 

 

3. Digitale Transformation 

Das Landeskirchenamt hat eine Fachabteilung gegründet, die darauf achtet, dass Ver-

waltungsverfahren stets im Kontext der Digitalisierung gedacht werden. Verwaltung 

und Digitalisierung müssen Hand in Hand gehen und landeskirchenweit einheitlich auf-

gestellt werden. Die operative Arbeit sollte sich in den Kirchenämtern und im Landes-

kirchenamt möglichst nicht unterscheiden. 

 

Eine wesentliche Aufgabe wird es deshalb sein, einheitliche IT-Strukturen zu schaffen 

und insbesondere gleiche IT-Verwaltungsprogramme anzuwenden. Ein erster wichtiger 

Schritt wurde mit der Festlegung des Landeskirchenamtes gegangen, wonach für die 

Personalverwaltung in wenigen Jahren ausschließlich die Kidicap-Produkte eingesetzt 

werden. Eine digitale und damit schnellere Verwaltung schafft mehr Freiräume für  

inhaltliche Arbeit, sodass auch die Digitalisierung einen wichtigen Beitrag für kirchliches 

Handeln leistet. 
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Das Landeskirchenamt hat sich zudem auf den Weg gemacht, in der Verwaltung  

vermehrt künstliche Intelligenz einzusetzen. Dies geschieht in enger Abstimmung mit 

der EKD. Die EKD beabsichtigt, eine KI-Anwendung für die kirchliche Verwaltung zur 

Verfügung stellen, die den Ansprüchen an Datenschutz und Informationssicherheit  

gerecht wird. 

 

 

VII. 

Personal, Aus-, Fort- und Weiterbildung 

 

1. Personalstrategie 

Die Landeskirche sieht sich mit einer stark sinkenden Anzahl von Mitarbeitenden in den 

Verkündigungsberufen konfrontiert. Zwischen dem Jahr 2000 und 2024 ist die Zahl der 

Pastor*innen um ein Drittel gesunken (von 2.118 auf 1.486); ähnliches gilt für die 

Berufsgruppe der Diakon*innen. Durch die Ruhestände der Babyboomer, die die größte 

Kohorte in beiden Berufen darstellen, wird die Zahl in den kommenden zehn Jahren 

um ein weiteres Drittel sinken, bei den Pfarrpersonen von 1.486 auf um die 1.000, bei 

den Diakon*innen von heute 445 auf etwa 150. Im Bereich des Pfarrdienstes wird der 

Mangel sich auf mittlere Sicht nicht durch Gewinnung von Theologiestudierenden kom-

pensieren lassen, da auch die Studierendenzahlen drastisch zurückgehen. 

 

Aufgrund der massiven Personalverluste besteht im Bereich des Personals kein Finan-

zierungsproblem. 

 

Die bisher entwickelten vielfältigen Maßnahmen zum Umgang mit dem Personal(rück-

gang) sind weiterzuverfolgen und auszubauen: 

 Weiterarbeit an der Attraktivität der kirchlichen Berufe („Welleprozess“, s.u.) 

 Stärkung der landeskirchlichen Arbeitgebermarke (Aspekte Bezahlung; attraktives 

Fortbildungsprogramm, definierte Dienste, Karrierechancen, Talentmanagement 

 Ausbau und interdisziplinäre Ausrichtung der Nachwuchswerbung 

 Ausbau der multiprofessionellen Zusammenarbeit 

 Stabilisierung und Qualitätssicherung bei den Quereinstiegen 

 Ausbau der Gastdienste für Ruheständler*innen 

 Stärkere Vernetzung mit dem Ehrenamt 
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2. Aus- und Fortbildung sowie Personalentwicklung 

Die Situation, auf die die landeskirchliche Aus-, Fort- und Weiterbildung zu reagieren 

hat, ist innerkirchlich durch Personalmangel, zunehmend heterogene Mitarbeitenden-

teams vor Ort, zurückgehende Finanzen und Transformationsdruck in der Fläche  

gekennzeichnet, gesellschaftlich durch Individualisierung, Säkularisierung und zuneh-

menden Populismus. Aus- und Fortbildung sowie Personalentwicklung sind wesentliche 

Instrumente, um über ein transparentes, vielfältiges Angebot Qualifizierung und  

inhaltlich-theologische Begleitung sicherzustellen und so die Motivation der kirchlichen 

Akteure im Beruf unter schwierigen Bedingungen sicherzustellen. 

 

Eine größere Transparenz und stärkere Synergieeffekte im Aus- und Fortbildungs- 

bereich sollen erzielt werden durch Zusammenfassung einiger kleiner und mittlerer 

landeskirchlicher Aus- und Fortbildungseinrichtungen unter dem Dach eines „Personal-

kollegs“ (Arbeitstitel). Es handelt sich um Einrichtungen, die im Wesentlichen für die 

Qualifikation des kirchlichen beruflich Tätigen zuständig sind. 

 

Im Einzelnen sind dies: 

 Das Predigerseminar 

 Die Fortbildung in den ersten Amtsjahren (FEA)  

 Das Pastoralkolleg 

 Die Pfarrverwaltendenausbildung 

 Die Werkstatt Theologie und Sprache für Diakon*innen  

 Die Begleitung der Quereinsteiger*innen  

 Das Theologische Studienhaus Göttingen 

 Die Gastdienste für Ruheständler*innen 

 

Eine enge Kooperation mit dem Zentrum für Gottesdienst und Kirchenmusik im Hildes-

heimer Michaeliskloster und dem Zentrum für Seelsorge und Beratung ist angestrebt. 

 

3. Profil und Zukunftsfähigkeit der Verkündigungsberufe 

Zur Arbeit am Profil und der Zukunftsfähigkeit der Verkündigungsberufe gibt es seit 

dem Jahr 2017 ein groß angelegtes Beteiligungsformat: „Verkündigungsberufe 2030 – 

Wir reiten die Welle“ - kurz: Welleprozess. Hier bearbeiten Freiwillige und Fachleute 

aus dem landeskirchlichen Bereich kontinuierlich die folgenden Herausforderungen: 

 Wie gelingt es, angesichts zurückgehender personeller und finanzieller Ressourcen 

sowie notwendiger Strukturveränderungen Subjekt der eigenen Arbeit zu bleiben 

und diese verantwortlich und lebensdienlich zu gestalten? 

 Welche theologisch-inhaltlichen Themen liegen oben auf? 
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 Wie gelingt es, sich angesichts der kirchlichen Umbrüche nicht in binnenkirchliche 

Problemlagen zu verstricken, sondern als verlässlicher und inspirierender Koopera-

tionspartner innerhalb der Zivilgesellschaft zu agieren? 

 

An vier Schwerpunkten wird derzeit, konsequent berufsgruppenübergreifend, weiter-

gearbeitet: 

 „Arbeit am Markenkern“ (Verkündigungspreis; Segensnetzwerk; Aktionsjahr  

Seelsorge) 

 „Kirche im Sozialraum“ (Umgang mit Populismus: Tagung im Jahr 2027 geplant; 

Kooperation von Kirchengemeinde/Kirchenkreis und Kommunen) 

 „Multiprofessionelle Teams“ (Ausweitung der landeskirchlichen Teamberatungen; 

Schaffung von Begegnungsflächen innerhalb der Studiengänge/Ausbildungen) 

 „Entlastung und Profilierung“ (Profilierung der kirchlichen Berufe durch Erarbeiten 

von Kompetenzkarten; Aufgabenkritik mit „Kirchenkondo“ flächendeckend; Angebot 

im Pastoralkolleg zum Spezifikum des Pfarrberufs im Konzert der kirchlichen  

Mitarbeitenden) 

 

4. Führen und Leiten 

Durch die große Anzahl an Ruheständen im Bereich der Superintendent*innen sowie 

durch zunehmende finanzielle und strukturelle Veränderungsnotwendigkeiten in den 

Kirchenkreisen wird die Qualifizierung von potenziellen Leitungspersonen dringlicher. 

Als „Training on the job“ im Bereich der Personalentwicklung bietet die Abteilung 3 seit 

14 Jahren jährlich zweitätige Workshops „Studientage Personalentwicklung“ an. 

 

Die Personalabteilung plant einen Ausbau der Qualifizierungsmaßnahmen. Hierher  

gehört die Neuformatierung der „FEA für Superintendent*innen“, ein regelmäßig  

anzubietender Studientag Visitation, ein größeres Modul zur Begleitung von Probe-

dienstler*innen und Quereinsteiger*innen etc. 

 

Schwer zu lösen ist das Problem, dass auf der einen Seite die inhaltlichen Herausfor-

derungen an Führungsämter wachsen. Sowohl im Bereich der Personalentwicklung und 

des Krisenmanagements als auch im Bereich der Repräsentanzaufgaben innerhalb  

einer Zivilgesellschaft geraten kirchliche Akteurinnen und Akteure zunehmend aus dem 

Blick. Auf der anderen Seite stehen Strukturveränderungen wie Kirchenkreisfusionen 

an, die über Jahre sehr viele Kapazitäten binden, die für die erstgenannten, nicht  

weniger dringlichen, Herausforderungen dann nicht zur Verfügung stehen. 
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VIII. 

Finanzen 

 

1. Zukunftsprozess und Einsparungen, Kirchensteuer und Fundraising 

Die Landessynode hat im Zukunftsprozess der Landeskirche beschlossen, bis zum Jahr 

2035  30 % einzusparen. Bei einem aktuellen Haushaltsvolumen von rd. 750 Mio. Euro 

sind rd. 10 % Einsparungen des aktuellen Budgets notwendig, plus die Kompensation 

der Inflation der kommenden Jahre. Dies sind eine gravierende Umsteuerung und ein 

erheblicher struktureller Anpassungsbedarf. Die Hauptaufgabe der Finanzabteilung 

wird sein, Möglichkeiten zu finden, dieses Ziel mit allen Fachabteilungen und zustän- 

digen Gremien gemeinsam umzusetzen, die diesen Prozess in gemeinsamer Verant-

wortung tragen. 

 

Basis der Finanzierung der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers ist die 

Kirchensteuer, die in Niedersachsen durch die Finanzämter an die Kirchen abgeführt 

wird, die für diese Dienstleistung 4 % der Kirchensteuer einbehalten. Die Verteilung 

der Kirchensteuern, Beratungen und Einzelanträge von Kirchensteuerzahlenden  

werden in der Finanzabteilung des Landeskirchenamtes bearbeitet. Die Kaufkraft aus 

der gezahlten Kirchensteuer wird in den nächsten zehn Jahren voraussichtlich um  

30 % abnehmen. Dies bestätigen auch aktuelle Hochrechnungen der Freiburger Studie 

zur Kirchenmitgliedschaft und Finanzentwicklung. 

 

Im Jahr 2025 hat die Landeskirche eine Fundraisinginitiative gestartet, die es Kirchen-

kreisen ermöglichen soll, die zurückgehenden Zuweisungen aus Kirchensteuern durch 

Einwerbung anderer Einnahmen zu kompensieren. Die Landeskirche finanziert als  

Anschub Stellenanteile für Kirchenkreisfundraiser*innen und stellt über das Team 

Fundraising in der Evangelischen Agentur eine breite Expertise und Unterstützung  

bereit.  

 

2. Haushalt, Finanzen und Haushaltsrecht der Landeskirche 

Die Finanzabteilung bereitet die Budgetplanung auf Basis synodaler Beschlüsse und 

eigener Prognosen für die Gremienbefassung vor. Im Jahr 2026 wird der Doppelhaus-

halt für die Jahre 2027 und 2028 geplant, beraten und durch die Landesynode  

beschlossen. 

 

Ab dem Jahr 2029 beginnt der neue - sechsjährige - Planungszeitraum für die Budge-

tierung der Kirchenkreise in der Landeskirche. Dies ist für die Finanz- und Stellen- 

planung mit den Kirchenkreisen vorzuplanen. Hierbei ist auch zu prüfen, ob das  
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Finanzausgleichsgesetz verändert werden muss im Hinblick auf Vereinfachung und 

Transparenz. 

 

Die Strukturen der Finanzverwaltung sollen auf Ebene der Landeskirche im Rahmen 

des Reformprozesses „Kirchenverwaltung2030“ weiterentwickelt und stärker gebün-

delt werden. Hierzu muss die Landeskirche die bestehenden Finanzabteilungen der  

unselbstständigen Einrichtungen integrieren. 

 

Verschlankungen des Verwaltungshandelns werden auch in der Rechtsetzung der  

Landeskirche umgesetzt. Ein überarbeitetes Haushaltsrecht soll mit Vereinfachungen 

voraussichtlich zum Jahr 2027 in Kraft treten. 

 

3. Vermögensverwaltung, Versorgung und Beihilfe 

Das Vermögen der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers ist im Wesent- 

lichen durch die künftigen Verpflichtungen von Versorgung und Beihilfe geprägt. Die 

Steuerung, Absicherung und sukzessive Reduzierung dieser Verpflichtungen ist  

wesentlicher Bestandteil der Bilanzsteuerung. Insbesondere steigende Kosten der  

Beihilfe und deren Absicherung auch für Personen im Ruhestand sind aktuell und künf-

tig ein aktiv zu steuerndes Thema. 

 

4. Beteiligungsmanagement 

Beteiligungen dienen der langfristigen Sicherung kirchlicher Aufgaben. Die Finanz- 

abteilung und die zuständigen Fachabteilungen steuern gemeinsam das Beteiligungs-

management der Landeskirche. Direkte Beteiligungen sind bisher vor allem inhaltlicher 

Art, wie z.B. an 

 der Comramo AG, dem gemeinsamen IT-Dienstleister der niedersächsischen  

Kirchen, 

 der DiaVerde Diakonische Gesellschaft für Energie und Nachhaltigkeit mbH für  

Fotovoltaikprojekte und gemeinsamen Energieeinkauf für Kirchenkreise und  

-gemeinden sowie 

 der Kirchenbuchportal GmbH zur Digitalisierung von Kirchenbüchern. 

 

In den kommenden Jahren muss die hannoversche Landeskirche überlegen, ob weitere 

Beteiligungen eingegangen werden sollen im Hinblick auf Gebäudemanagement und 

Umnutzung von Gebäuden, Flächenbewirtschaftung sowie Investitionen in klimaneu- 

trale Energiegewinnung. 
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5. Digitalisierung des Finanzwesens und § 2b Umsatzsteuer 

In allen Körperschaften in der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers ist die 

doppelte Buchführung eingeführt. Auf dieser Basis wird an der Digitalisierung des  

Finanzwesens gearbeitet. Mehr als 10.000 Nutzende können bereits Eingangsrechnun-

gen digital bearbeiten und freigeben. Für die Umsetzung der Anforderungen des  

Umsatzsteuergesetzes (§ 2b) wird im Jahr 2026 eine einheitliche Lösung zur Erstellung 

von Rechnungen (Fakturierung) in allen Verwaltungen ausgerollt. Eine weitere Digita-

lisierung und Automatisierung von Finanzprozessen wird geplant, um künftig mit  

weniger Verwaltungsaufwand arbeiten zu können. Dies setzt landeskirchenweit  

einheitliche Standards voraus, die im Zuge des Kirchenverwaltungsprozesses 2030 

mitbearbeitet werden. 

 

 

IX. 

Rechtliche Fragestellungen 

 

Die in der Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen verbundenen Kirchen 

arbeiten nach dem Konföderationsvertrag „auf eine wirkungsvollere kirchliche Ordnung und 

Gliederung der evangelischen Kirchen in Niedersachsen hin“. Die Herausforderung der 

kommenden Jahre wird darin bestehen, diese Zusammenarbeit zu vertiefen und die evan-

gelischen Kirchen in Niedersachsen zur Evangelischen Kirche in Niedersachsen weiterzu-

entwickeln.  

 

Das Recht der Kirchengemeinden und Kirchenkreise ist gesetzlich geregelt und durch 

Satzungen in vielfältiger Weise gestaltbar. Kirchengemeinden können ihren öffentlich-

rechtlichen Körperschaftsstatus auf die Gesamtkirchengemeinde oder den Kirchenkreis 

übertragen. Das Regionalgesetz ermöglicht mehrere Formen der regionalen Zusammenar-

beit, die Kirchenkreisordnung lässt die Bildung von Kirchenkreisverbänden zu. Eine wich-

tige Aufgabe wird es ein, das Recht der Kirchengemeinden und Kirchenkreise unter  

Berücksichtigung der Erfahrung anderer EKD-Gliedkirchen zu vereinfachen und die Zahl 

der Körperschaften – auch der kirchlichen – deutlich zu reduzieren. 

 

Vielerorts entstehen derzeit durch Fusionen große Kirchengemeinden und Kirchenkreise. 

Hier müssen Vorgaben und Zielbilder für diese Prozesse entwickelt werden, die gewähr-

leisten, dass in den so entstandenen großen Körperschaften Kirche in Wort, Tat, Gemein-

schaft und Vielfalt erfahren werden kann. 
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Der bischöfliche Dienst wird in den Sprengeln durch die Regionalbischöf*innen wahr- 

genommen. Ein gemeinsamer Ausschuss aller kirchenleitenden Organe hat bereits begon-

nen, diesen Dienst neu zu bestimmen und die nur unzureichend beschriebenen Aufgaben 

und Befugnisse deutlich zu schärfen. 

 

Die Arbeitsbedingungen der privatrechtlich beschäftigten Mitarbeitenden werden auf-

wändig auf dem „Dritten Weg“ ausgehandelt. Die Regelungen sind an den Tarifvertrag der 

Länder einerseits, den Tarifvertrag für den Öffentlichen Dienst, Sozial- und Erziehungs-

dienst andererseits angelehnt und berücksichtigen Besonderheiten des kirchlichen Diens-

tes. Die Rechte und Pflichten der öffentlich-rechtlich beschäftigen Mitarbeitenden 

sind kirchengesetzlich in Anlehnung an das Beamtenrecht des Bundes und des Landes  

geregelt. Beide Rechtsgebiete müssen auch weiterhin professionell gepflegt, beide Arten 

von Dienstverhältnissen im Interesse eines dienstgemeinschaftlichen Miteinanders ange-

glichen werden. Es wird darum gehen, mit vertretbarem Aufwand zur Anwendung eines 

einheitlichen, attraktiven Tarifs für die privatrechtlichen Dienstverhältnisse zu kommen und 

die öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnisse durch Modifikationen im System bezahlbar zu 

halten. 

 

In den letzten Jahren haben vor allem Fälle sexualisierter Gewalt das Bewusstsein dafür 

geschärft, dass auf Pflichtverletzungen von beruflich und ehrenamtlich Mitarbeitenden 

sachgerecht reagiert werden muss. Es ist notwendig, Personalverantwortliche noch besser 

zu befähigen und in der Rechtsabteilung hinreichende Kapazitäten vorzuhalten, damit zeit-

nah reagiert werden kann. 

 

Die Gestellung von Dienstwohnungen für Gemeindepfarrpersonen in ihrer derzeitigen 

Form ist sehr kosten- und verwaltungsaufwändig. Hier ist es notwendig, ressourcenscho-

nende Alternativen zum öffentlich-rechtlichen Dienstwohnungsrecht zu entwickeln. 

 

Das Kirchenrecht spielt im Jurastudium kaum noch eine Rolle, an Verwaltungshochschu-

len wählen nur wenige den Schwerpunkt Kirchenverwaltung, wenn dieser überhaupt  

angeboten wird. Es wird daher immer schwerer, zentrale Stellen im Landeskirchenamt und 

den Kirchenämtern kompetent zu besetzen. Es gilt, daran zu arbeiten, Quereinsteigende 

weiterzubilden, Studierende, Rechtsreferendar*innen und Doktorand*innen durch Lehr-

veranstaltungen, Praktika und andere geeignete Maßnahmen für eine Tätigkeit in der  

Kirchenverwaltung zu interessieren und Kontakte zu Hochschulen und Vertreter*innen der 

Kirchenrechts- und Verwaltungswissenschaften zu pflegen. 
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X. 

Klimaschutz, Umgang mit Gebäuden 

 

1. Gebäudemanagement, kirchliche Gebäude 

Trotz begonnener Gebäudebedarfsplanung in den Kirchenkreisen, mit finanzieller und 

fachlicher Unterstützung durch die Landeskirche, ist der Gebäudebestand in der  

Landeskirche nach wie vor hoch. Bei Gemeinde- und Pfarrhäusern gibt es verhalten 

steigende Veräußerungszahlen, bei Sakralgebäuden finden nur in sehr wenigen Einzel-

fällen Veräußerungen statt. 

 

Der notwendige zukunftsorientierte Auswahlprozess für alle Gebäudetypen (Gemein-

dehäuser, Pfarrhäuser, Kirchen) zur zielgerichteten Reduktion des Gebäudebestands 

muss gemeinsam auf allen kirchlichen Ebenen entwickelt und gestärkt werden. Eine 

gezielte Verstärkung der fachlichen und theologischen Begleitung dieser Prozesse ist 

zwingend notwendig. Zudem stellt sich die Frage, inwiefern Vorgaben der Landeskirche 

zur gesteuerten Reduzierung des Gebäudebestands (ggf. auch zur Methodik und zum 

praktischen Vorgehen) notwendig sind. 

 

Die Auseinandersetzung mit dem Gebäudebestand und dessen Ausrichtung auf künf-

tige Bedarfe kann und sollte als Chance gesehen werden, kirchliche Arbeit und die 

Nutzung kirchlicher Räume und Gebäude für diese Arbeit neu und anders aufzustellen. 

 

2. Sakralgebäude 

Bei den konzeptionellen Überlegungen zum Umgang mit Sakralgebäuden sind beson-

dere Aspekte zu beachten. Sie besitzen eine symbolische Bedeutung für Glaube und 

Kirche, sind Erinnerungsort, religiöse und kulturelle Versammlungsstätte eigener Prä-

gung, (bau-)historisches Zeugnis u.a.m. Sakralgebäude haben einen besonderen Iden-

tifikationswert, der mitunter weit über den religiösen Bezug ausstrahlt. Die Landeskir-

che ist sich dieser Bedeutung und somit auch der gesellschaftlichen Verantwortung 

bewusst. Nutzungsänderungen und Veräußerung sind in mehrfacher Hinsicht sensibel 

zu handhaben. 

 

Die Bedeutung der gemeindlichen Gebäude, insbes. der Umnutzung und Veräußerung 

der Sakralgebäude ist multiperspektivisch zu erfassen (Theologie und praktische  

Gemeindearbeit, Bau und Architektur, Sozialraumorientierung, Ökologie, Denkmal-

schutz, Orgelbau, Fundraising, regionales Gebäudemanagement, seelsorgliche Beglei-

tung entsprechender Prozesse u.a.m.). Hier wird deutlich, dass dieses ein Arbeitsfeld 

ist, auf dem die Verantwortlichkeiten sowohl im Bereich der Theologie wie auch des 
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Bauwesens verortet sind. Auf allen kirchlichen Ebenen ist es deshalb dringend erfor-

derlich, dass die handeln sehr eng zusammenarbeiten. 

 

Bei allen Überlegungen zu Erhalt, Entwicklung, Transformation oder Abgabe sind neben 

den gemeindlich organisatorischen, administrativen und emotionalen Aspekten allein 

aus dem Bauwerk heraus komplexe Abwägungen notwendig: Einerseits ist z.B. der 

kulturhistorische Wert zu betrachten, der zumeist einen staatlichen Denkmalschutz  

begründet, die hochrangige Ausstattungen an Kunstgut und Orgeln, die besonderen 

Umgang und abgestimmte raumklimatische Verhältnisse erfordern, sowie eine gelun-

gene bauliche Liturgie mit großer spiritueller Atmosphäre. 

 

Andererseits gibt es bau- und denkmalrechtliche sowie sicherheitstechnische Belange 

(z.B. Brand- und Arbeitsschutz, Betreiberverantwortung), bautechnische Besonderhei-

ten der historischen Materialien und Konstruktionen, ggf. auch Artenschutz (Fleder-

mäuse etc.). 

 

In diesem Kontext ist es notwendig, Vorgaben und Rahmensetzungen für veränderte 

Nutzungskonzepte, und auch Nach- oder Umnutzungen zu schaffen. 

 

Parallel sind von der Landeskirche wirksame Strategien für eine qualifizierte Prozess-

begleitung der Kirchengemeinden zu entwickeln, u.a. unter Auswertung der laufenden 

Prozesse in anderen Landeskirchen. Von der aktuell die Kirchengemeinden mitunter 

überlastenden Thematik ist der Fokus auf eine Wertschätzung des reichhaltigen Be-

stands zu lenken und durch zukunftstragende Konzepte eine positiv konnotierte Aus-

einandersetzung zu etablieren. 

 

Die Beratung von Kirchengemeinden und –kreisen insbesondere zum Erhalt, zur  

Umnutzung und zur Veräußerung von Sakralgebäuden soll in Zusammenarbeit mit den 

Kirchenkreisen durch Informationsmaterial und gebündelte interprofessionelle Bera-

tung verbessert werden, sodass die Gremien der Kirchengemeinden und -kreise trotz 

der Komplexität in die Lage versetzt werden, verantwortliche Entscheidungen zu  

treffen. 

 

3. Klimaschutz und Nachhaltigkeit 

Im November 2023 wurde das Klimaschutzgesetz der Landeskirche verabschiedet. In 

Ergänzung zu den Handlungskonzepten zum Gebäudemanagement und Klimaschutz, 

die die Kirchenkreise für den Planungszeitraum 2023 bis 2028 erstellen mussten,  
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waren bis Ende des Jahres 2024 konkrete Klimaschutz-Managementkonzepte vorzule-

gen. Diese liegen zu einem großen Teil vor und werden ausgewertet. 

 

Die EKD hat im Herbst 2025 eine erste Klimabilanz auf der Basis der Klimarichtlinie der 

EKD veröffentlicht. Auch die Daten der Landeskirche, die sich mit ihren Bemühungen 

und dem Umsetzungsstand im oberen Drittel der Gliedkirchen der EKD befindet, sind 

eingeflossen. 

 

Eine belastbare Datenerhebung und CO²-Bilanzierung und eine darauf aufbauende Ent-

wicklung von Strategien und Lösungen sind aufgrund der verschiedenen Parameter 

und unterschiedlich gewachsener Programmstrukturen in den verwaltenden Institutio-

nen noch unbefriedigend. 

 

Im Hinblick auf die Nachhaltigkeit des Baubestandes ist in der Gesamtbetrachtung dem 

häufig energetisch unbefriedigenden Einzelobjekt eine enorme gebundene „Graue 

Energie“ aus dem überwiegend historischen, z.T. mehrere Jahrhunderte alten und aus 

regionalen Baustoffen errichteten Baubestand positiv gegenüberzustellen. 

 

Trotz einer generellen Akzeptanz der landeskirchlichen Klimaschutzziele erscheint eine 

konkrete Beachtung in der Gemengelage verschiedener Herausforderungen noch zu 

wenig im Bewusstsein der Akteure verankert und es mangelt an einfach anzuwenden-

den Konzepten. 

 

Eine praktische Herausforderung ist der Aufbau personeller Ressourcen für die Beglei-

tung der Klimaschutz- und Umweltarbeit. Nach dem Ausscheiden von Personen, die die 

Arbeit lange getragen haben, und strukturellen Änderungen müssen die einschlägigen 

Arbeitsbereiche neu besetzt und aufgebaut werden. 

 

Das weitaus größte Potenzial der Senkung der CO2-Emissionen besteht im Bereich der 

energetischen Gebäude- und Heizungssanierungen, hier müssen die Umsetzungen wei-

ter ausgebaut werden. 

 

Insbesondere im Umgang mit der vorhandenen Gebäudesubstanz ist ein Umdenken im 

Sinne einer „echten“ Nachhaltigkeit bei Gebäudeveränderungen anzustoßen und zu 

begleiten. So ist die Akzeptanz für Umbau und energetische Ertüchtigung des Bestands 

dringend wirksam zu erhöhen, z.B. indem eine Neubauförderung nur bei positiverer 

Nachhaltigkeitsbilanz gegenüber einer Umbaulösung gewährt werden würde. Unter 

Umständen ist hierfür eine grundsätzliche Änderung im Zuweisungsrecht erforderlich. 
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Die Datenerfassung aller für eine belastbare CO²-Bilanz erforderlichen Faktoren ist zu 

vereinheitlichen und über geeignete Programme derart zu vereinfachen, dass die  

erforderlichen Erhebungen im alltäglichen Betrieb mit hoher Akzeptanz und Selbst- 

verständlichkeit erledigt werden können. 

 

4. Umgang mit kirchlichem Immobilienvermögen 

Kirchengemeinden sind Eigentümer vieler sehr unterschiedlicher Grundstücke (land-

wirtschaftliche Flächen, Grundstücke in Städten, im ländlichen Raum). 

 

Gerade in Bezug auf landwirtschaftliche Flächen stellt sich immer wieder der Konflikt 

zwischen Einnahmequelle vs. Verantwortung für die Bewahrung der Schöpfung, soziale 

Zwecke oder Orts- und Stadtentwicklungskonzepte. 

 

In städtischen Zusammenhängen sind ebenfalls Zielkonflikte zu lösen. Die Grundstücke 

sollen den Kirchengemeinden Einnahmen generieren, gleichzeitig soll die Kirche als 

Verpächter oder Vermieter in der Außenwahrnehmung auch soziale Aspekte berück-

sichtigen bzw. bedienen. 

 

Zusätzlich dazu stellt sich immer wieder die Frage, wie generell mit dem Immobilien-

besitz umzugehen ist. Ein schneller Verkauf kann auf den ersten Blick eine gute Ein-

nahmequelle sein, allerdings sind einmal verkaufte Werte nicht mehr im Besitz und 

können so auch nicht dauerhaft Einnahmen oder Einfluss auf örtliche Entwicklungen 

sichern. 

 

Um den verschiedenen Herausforderungen im Bereich des kirchlichen Immobilienver-

mögens zu begegnen, ist eine vorausschauende Strategie wichtig. Schnelle Verkäufe, 

um kurzfristige Projekte zu finanzieren, erscheinen hier nicht als die richtige Lösung. 

 

Die Kirchengemeinden müssen hier in ihren Transformationsprozessen durch die  

Kirchenämter gut beraten und begleitet werden. Die Landeskirche sollte Rahmen- 

bedingungen schaffen (inhaltliche Maßstäbe, Abläufe), die Orientierung bieten und die 

Umsetzung von örtlichen Projekten ermöglichen. 

 

5. Landeskirchliche Immobilien 

Die Landeskirche hat ihren Gebäudebestand in den vergangenen Jahren kontinuierlich 

reduziert. Zurzeit wird die Digitalisierung des Bestandes aufgebaut (Projekt auch für 

die einheitliche Erfassung des gesamten Immobilienbestandes in der Landeskirche) 

und die Gebäudebedarfsplanung ausgebaut. 
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Die mittel- und langfristig zu erwartenden Kostenbelastungen durch Instandhaltung 

und Modernisierung werden regelmäßig ermittelt. 

 

Klar ist, dass der Gebäudebestand der Landeskirche weiter signifikant verringert wer-

den soll. Die Zentralisierung der Verwaltung auf Ebene der Landeskirche geht daher 

mit einer Überprüfung des Gebäudebedarfs und einer Nutzungsoptimierung der Büro-

flächen einher. Zudem wird durch die erweiterte Möglichkeit des ortsunabhängigen  

Arbeitens („Mobiles Arbeiten“) der tatsächliche Bedarf und Büroflächen geringer.  

Gebäude, die jetzt noch weitgehend organisatorisch getrennt sind (z.B. Landeskirchen-

amt und Evangelische Agentur) müssen zukünftig vermehrt übergreifend genutzt wer-

den, wenn dadurch Arbeitsbereiche der Verwaltung zusammengelegt werden können. 

Das Arbeiten im Landeskirchenamt und seiner Verwaltung muss modernen Ansprüchen 

an Räumen und Ausstattung genügen, damit die Landeskirche auch weiterhin ein  

attraktiver Arbeitgeber bleibt. 

 

Die Sanierung und Erhaltung des verbleibenden und benötigten Bestandes wird durch 

Bauunterhaltungs- und Modernisierungsrückstände erhebliche Kostenbelastungen mit 

sich bringen. Entsprechendes gilt für dessen energetische Ertüchtigung vor dem Hin-

tergrund der Vorgaben und Ziele des Klimaschutzgesetzes. 

 

Herausfordernd sind zum einen Zeitverzüge durch z.T. langwierige interne und externe 

Entscheidungs- und Planungsvorläufe. Daneben sind regelmäßig in der Planung und 

Umsetzung zahlreiche gesetzliche Vorgaben und Anforderungen im Immobilienbereich 

zu berücksichtigen, wie etwa aus dem öffentlichen Bau- und Bauplanungsrecht, dem 

Arbeitssicherheitsrecht, dem Versammlungsstättenrecht und dem Denkmalrecht.  

 

 

XI. 

Ausblick 

 

In der Amtszeit der 27. Landessynode werden die kirchenleitenden Organe viele Entschei-

dungen treffen, die das kirchliche Leben in der Evangelisch-lutherischen Landeskirche  

Hannovers grundlegend verändern werden. Der laufende Zukunftsprozess hat bereits deut-

lich gemacht, dass es keinen Zeitpunkt geben wird, an dem ein fertiger Katalog vorliegt, 

der abzuarbeiten wäre. Vielmehr sind alle kirchenleitenden Organe aufgerufen, im kon-

struktiven Austausch sich auch den kritischen Prozessen zu stellen und gemeinsam auch 

unbequeme und schmerzhafte Entscheidungen zu treffen. Es wird auch darum gehen, 

deutlich mehr Standardisierung und Digitalisierung in der Verwaltung zu etablieren und 
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klare Organisationsformen zu schaffen, um vielfältige kirchliche Arbeit auch zukünftig zu 

ermöglichen. 

 

Die Schwerpunktsetzung des begonnenen Zukunftsprozesses hat zentrale Fragestellungen 

in den Blick genommen: Wie kann die Landeskirche so aufgestellt werden, dass sie auch 

mittel- und langfristig ihrem Auftrag als Kirche nachkommt? Wie kann die Landeskirche 

„Anfänge im Glauben“ für möglichst vielen Menschen ermöglichen? Wie schafft es Kirche 

in politisch und gesellschaftlich höchst unruhigen Zeiten für jene einzustehen, deren 

Stimme andernfalls überhört werden würde? Und selbst einzustehen, für das was in der 

Verfassung benannt wird mit Einsatz für die gleiche Teilhabe aller und der Förderung des 

Zusammenlebens in Vielfalt. Dazu bedarf es einer gesicherten Finanzlage: Wie wird die 

Landeskirche den zurückgehenden Kirchensteuereinnahmen bei gleichzeitigem Kaufkraft-

verlust nachhaltig begegnen können, während überdies der Umgang mit einem übergroßen 

Gebäudebestand und einer schwierigen Personalsituation in Verkündigungsberufen, Ver-

waltung und den weiteren Arbeitsfeldern belastet? Die Beantwortung dieser Frage bindet 

Kräfte und macht die klare Priorisierung in der Arbeit aller kirchenleitenden Organe  

notwendig. 

 

Eine verstetigte Zusammenarbeit der kirchenleitenden Organe muss dabei ebenso die 

Ebene der Kirchenkreise und der Kirchengemeinde konsequent mitdenken. In der Vergan-

genheit liegen hervorragend funktionierende Beispiele, die das Landeskirchenamt ermuti-

gen, diesen Weg weiterzugehen: Das neue Gesetz zur Kirchenvorstandswahl, um ein  

Beispiel zu nennen, hat eindrucksvoll gezeigt, welche Bereicherung in der Diskussion eine 

Beteiligung aller Interessierten auf allen Ebenen sein kann. Insbesondere über niedrig-

schwellige digitale Zugänge.  

 

Was hier also bereits konsequent vollzogen wird, muss Standard werden auch für weitere 

Beratungsverfahren. Nur so kann auch der inzwischen deutlich wahrnehmbare Kulturwan-

del im Bereich Prävention sexualisierter Gewalt von der Theorie ins wirkliche, alltägliche 

Leben übersetzt werden. Nur wenn die Strukturen zuvor entsprechend gemeinsam verän-

dert worden sind, kann sich die Kultur im Denken und Leben verfestigen. 


